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Hamburg, 20.12.2023 

Geschlechtsneutrale Vergütung: Die europäi-
sche Entgelttransparenzrichtlinie 

Sandra Felicia Schramm 

Nach der Anfang des Jahres vielbeachteten 
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zu ge-
schlechtsneutraler Vergütung und dem Entgelt-
transparenzgesetz (EntgTranspG) (siehe unser 
Legal Update vom 24.02.2023) hat der europä-
ische Richtliniengeber in der Zwischenzeit mit 
Erlass der Entgelttransparenzrichtlinie (Entg-
TranspRL) nachgelegt. Für Arbeitgeber beinhal-
tet die Richtlinie erhebliche Verschärfungen 
zum derzeit geltenden EntgTranspG. Der deut-
sche Gesetzgeber hat nun bis zum 7. Juni 2026 
Zeit, diese Regelungen in deutsches Recht um-
zusetzen. Zwar gelten die Änderungen damit 
nicht sofort, dennoch sollten Arbeitgeber bereits 
jetzt sicherstellen, dass ihr Vergütungssystem 
den neuen Anforderungen (rechtzeitig) genügt.    

Die Ausgangslage: Das EntgTranspG in 
seiner derzeitigen Fassung 

In seiner derzeitigen Fassung beinhaltet das 
EntgTranspG im Wesentlichen vier Verpflich-
tungen für Arbeitgeber:  

• Geschlechtsabhängige Benachteiligun-
gen bei der Vergütung sind verboten 
(§ 3 EntgTranspG), Entgeltsysteme 
müssen benachteiligungsfrei ausgestal-
tet sein (§ 4 EntgTranspG),  

• Auf Anfrage von Beschäftigten in Betrie-
ben mit mehr als 200 Beschäftigten sind 
diesen die Kriterien und Verfahren der 
Entgeltfindung des eigenen Entgeltes 
sowie des (Median-)Entgeltes einer zu-
vor benannten Vergleichstätigkeit zu 
nennen (§§ 10ff. EntgTranspG),  

• Arbeitgeber mit mehr als 500 Beschäf-
tigten sind aufgefordert, ihre Entgeltre-
gelungen in einem betrieblichen Prüf-
verfahren zu überprüfen (§ 17 Entg-
TranspG) und 

• Arbeitgeber mit mehr als 500 Beschäf-
tigten, die zur Erstellung eines Lagebe-
richts nach §§ 264 und 289 HGB ver-
pflichtet sind, müssen einen „Bericht zur 
Gleichstellung und Entgeltgleichheit“ er-
stellen, in dem insb. die Maßnahmen zur 
Förderung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern sowie die Maß-
nahmen zur Herstellung von Entgelt-
gleichheit zwischen den Geschlechtern 
ausgeführt werden (§ 21 EntgTranspG).  

Die Änderungen durch die EntgTran-
spRL 

Die Umsetzung der Entgelttransparenzrichtlinie 
wird diese Pflichten erheblich erweitern. Die 
EntgTranspRL erfasst Personengruppen und 

https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/BJNR215210017.html
https://www.goerg.de/de/aktuelles/veroeffentlichungen/24-02-2023/bundesarbeitsgericht-zu-entgeltgleichheit-verhandlungsgeschick-rechtfertigt-ungleiche-bezahlung-nicht
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__10.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__17.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__17.html
https://www.gesetze-im-internet.de/hgb/__264.html
https://www.gesetze-im-internet.de/hgb/__289.html
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__21.html
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Arbeitgeber, die vom EntgTranspG bislang noch 
nicht erfasst sind – schafft darüber hinaus aber 
auch gänzlich neue Pflichten.   

Entgelttransparenz bereits für Bewerber 

Art. 5 EntgTranspRL schafft eine Informations-
verpflichtung des Arbeitgebers über die Entgelt-
höhe bereits im laufenden Bewerbungsverfah-
ren. Der Arbeitgeber wird verpflichtet, alle Be-
werber unaufgefordert über das „auf objektiven, 
geschlechtsneutralen Kriterien beruhende Ein-
stiegsgehalt für die betreffende Stelle oder des-
sen Spanne“ zu informieren. Diese Informatio-
nen müssen vor Abschluss des Arbeitsvertra-
ges zur Verfügung gestellt werden, sodass die 
Bewerber auf Basis dieser Information ihr Ge-
halt verhandeln können.  

Entgelttransparenz im laufenden Ar-
beitsverhältnis 

Unaufgeforderte Information über die Krite-
rien zur Entgeltsfestlegung und -entwick-
lung 

Die Informationspflichten des Arbeitgebers im 
laufenden Arbeitsverhältnis werden erheblich 
erweitert. Nach Art. 6 EntgTranspRL werden in 
Zukunft alle Arbeitgeber, unabhängig ihrer Be-
schäftigtenzahl, verpflichtet, ihre Beschäftigten 
unaufgefordert über die (objektiven und ge-
schlechtsneutralen) Kriterien für die Festlegung 
des Entgeltes, der Entgelthöhe und der Entgel-
tentwicklung zu informieren. Dabei können die 
Mitgliedsstaaten Ausnahmeregelungen für Ar-
beitgeber mit weniger als 50 Arbeitnehmern 
schaffen und diese von der Verpflichtung aus-
nehmen. Es bleibt abzuwarten, ob Deutschland 
von dieser Möglichkeit Gebrauch machen wird.  

Erweiterung des Auskunftsrechtes 

Das derzeit in §§ 10ff. EntgTranspG geregelte 
Auskunftsrecht der Arbeitnehmer wird erheblich 

erweitert. Die Beschränkung des Auskunfts-
rechtes auf Arbeitgeber mit mehr als 200 Be-
schäftigten wird entfallen. Darüber hinaus müs-
sen Arbeitnehmer gem. Art. 7 EntgTranspRL 
nicht mehr zuerst die Vergleichstätigkeit benen-
nen, zu der sie Entgeltinformationen erhalten 
möchten. Die Umsetzung der EntgTranspRL 
wird Arbeitgeber vielmehr verpflichten, anfra-
genden Arbeitnehmern insbesondere nach Ge-
schlecht aufgeschlüsselte Auskünfte über die 
durchschnittliche Entgelthöhen für alle Gruppen 
von Arbeitnehmern, die gleiche oder gleichwer-
tige Arbeit wie der anfragende Arbeitnehmer zu 
erteilen. Dabei soll den Arbeitnehmern auch die 
Möglichkeit gegeben werden, die Auskunftsan-
sprüche über eine Arbeitnehmervertretung gel-
tend zu machen.  

Berichterstattungspflicht über das Ent-
geltgefälle 

Ebenfalls erheblich ausgeweitet wird die Be-
richterstattungspflicht der Arbeitgeber über das 
Entgeltgefälle des Unternehmens. Nach Umset-
zung der EntgTranspRL werden alle Arbeitge-
ber mit mehr als 100 Arbeitnehmern verpflichtet, 
der (noch festzulegenden) zuständigen staatli-
chen Stelle Bericht über ein bestehendes Ent-
geltgefälle im Unternehmen zu erstatten. Dieser 
Bericht wird auch inhaltlich über die derzeitige 
Verpflichtung nach § 21 EntgTranspG hinaus-
gehen und muss folgende Informationen enthal-
ten:  

• das geschlechtsspezifische Entgeltge-
fälle,  

• das geschlechtsspezifische Entgeltge-
fälle bei ergänzenden oder variablen 
Bestandteilen,  

• das mittlere geschlechtsspezifische 
Entgeltgefälle,  

• das mittlere geschlechtsspezifische 
Entgeltgefälle bei ergänzenden oder va-
riablen Bestandteilen,  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__10.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://www.gesetze-im-internet.de/entgtranspg/__21.html
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• der Anteil der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die ergänzende oder va-
riable Bestandteile erhalten,  

• der Anteil der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in jedem Entgeltquartil,  

• das geschlechtsspezifische Entgeltge-
fälle zwischen Arbeitnehmern bei Grup-
pen von Arbeitnehmern, nach dem nor-
malen Grundlohn oder -gehalt sowie 
nach ergänzenden oder variablen Be-
standteilen aufgeschlüsselt.  

Gemeinsame Entgeltbewertung 

Sollte dieser Bericht ergeben, dass in einer 
Gruppe von Arbeitnehmern zwischen der durch-
schnittlichen Entgelthöhe von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern ein Unterschied von 
mehr als 5% besteht und der Arbeitgeber diesen 
Unterschied weder rechtfertigen noch innerhalb 
von sechs Monaten korrigieren können, muss 
der Arbeitgeber mit einer Arbeitnehmervertre-
tung eine gemeinsame Entgeltbewertung (Art. 
10 EntgTranspRL) vornehmen. In dieser Ent-
geltbewertung soll die bestehende Entgeltsitua-
tion gemeinsam analysiert werden und Maß-
nahmen festgelegt werden, um die bestehen-
den Entgeltunterschiede zu beseitigen. Die Er-
gebnisse dieser gemeinsamen Entgeltbewer-
tung muss der Arbeitgeber sodann der zu schaf-
fenden Überwachungsstelle übersenden. Dabei 
kann die zuständige Arbeitsaufsichtsbehörde o-
der Gleichbehandlungsstelle aufgefordert wer-
den, an der Beseitigung der Entgeltunter-
schiede mitzuwirken.  

Schadensersatzanspruch und gerichtli-
che Durchsetzung 

Die Mitgliedstaaten sollen bei der Umsetzung 
der EntgTranspRL weiter sicherstellen, dass Ar-
beitnehmer, die aufgrund ihres Geschlechtes 

hinsichtlich ihres Entgeltes benachteiligt wur-
den, einen „vollständigen“ Schadensersatzan-
spruch haben und so zu stellen sind, als sei die 
festgestellte Benachteiligung nicht erfolgt. Der 
Schadensersatzanspruch wird also min. die 
„vollständige Nachzahlung entgangener Ent-
gelte“ umfassen, Art. 16 EntgTranspRL.  

Die gerichtliche Durchsetzung solcher Ansprü-
che wird durch die Einführung einer Verbands-
klage erleichtert werden, Art. 15 EntgTranspRL. 
Die Mitgliedstaaten müssen demnach bei der 
Umsetzung der EntgTranspRL sicherstellen, 
dass „Verbände, Organisationen, Gleichbe-
handlungsstellen und Arbeitnehmervertreter o-
der andere juristische Personen“ sich an Ver-
waltungs- oder Gerichtsverfahren über die Ver-
letzung des Grundsatzes der Entgeltgleichheit 
beteiligen können oder solche Verfahren sogar 
für den betroffenen Arbeitnehmer führen kön-
nen. Darüber hinaus müssen die Mitgliedsstaa-
ten Regelungen schaffen, die es den Gerichten 
erlauben auch bei einer Klageabweisung zu 
prüfen, ob der unterlegene, klagende Arbeitneh-
mer „berechtigte Gründe“ hatte, einen Anspruch 
wegen Verletzung des Grundsatzes der Entgelt-
gleichheit gerichtlich geltend zu machen. Soll-
ten derartige berechtigte Gründe vorliegen, soll 
der unterlegene Arbeitnehmer von den Verfah-
rensgebühren befreit werden. Die Durchführung 
von Gerichtsprozessen zur Durchsetzung von 
Ansprüchen auf Entgeltgleichheit wird damit er-
heblich erleichtert.  

Ausblick  

Auch wenn die Regelungen der EntgTranspRL 
nicht unmittelbar gelten, sollten Arbeitgeber 
zeitnah Maßnahmen ergreifen, um zu prüfen, ob 
und inwieweit ihr derzeitiges Gehaltssystem 
den Anforderungen der EntgTranspRL genügt 
und sie ausreichend auf die Umsetzung der 
EntgTranspRL vorbereitet sind.   

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L0970
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Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorin Sandra Felicia Schramm unter +49 40 500360 755 oder 
sschramm@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten ab, damit dieser Text besser lesbar ist, 
und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität. 
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